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Inhalt. Geſetz über die Verſorgungsbezüge der zum 1. April 1920 oder zu einem früheren Zeitpunkt in den 
N Ruheſtand verſetzten Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen, ihrer Hinterbliebenen und 
der Hinterbliebenen der vor dem 1. April 1920 verſtorbenen Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen 
Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Altruhegehaltsgeſetz. S. 655. — Verordn ung über die Wahlen zum 

Preußiſchen Landtag. S. 658. 


(Nr. 12010.) Geſetz über die Verſorgungsbezüge der zum 1. April 1920 oder zu einem 
früheren Zeitpunkt in den Ruheſtand verſetzten Lehrer und Lehrerinnen an 
öffentlichen Volksſchulen, ihrer Hinterbliebenen und der Hinterbliebenen der 
vor dem 1. April 1920 verſtorbenen Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen 

D Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Altruhegehaltsgeſetzz. Vom 17. Dezember 1920. 


ie verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: ö 5 


81. 
Ruhegehalt. N 
Das Ruhegehalt der zum 1. April 1920 oder zu einem früheren Zeitpunkt 
in den Ruheſtand verſetzten Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen 
iſt für die Zeit vom 1. April 1920 an auf den Betrag feſtzuſetzen, der fich 
ergeben hätte, wenn der Lehrer (die Lehrerin) beim Ausſcheiden aus der zuletzt 
bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von 
dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen und in den 
Ruheſtand verſetzt worden wäre. 5 
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N Witwen- und Waiſengeld. 

Das Witwen und Waiſengeld der Hinterbliebenen der im §1 dieſes Geſetzes 

genannten und der vor dem 1. April 1920 im Amte verſtorbenen Lehrer und 

Lehrerinnen iſt für die Zeit vom 1. April 1920 an auf den Betrag feſtzuſetzen, 

der ſich ergeben hätte, wenn der Lehrer (die Lehrerin) beim Ausſcheiden aus der 

zuletzt bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung 

von dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen und 

in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. ö 

83. 
Verſorgungszuſchlag. i 

() Der im § 27 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene 

Verſorgungszuſchlag tritt in gleicher Weiſe zu den auf Grund dieſes Geſetzes 
gewährten Ruhegehältern und Witwengeldern hinzu. 

Geſetzſammlung 1920. (Nr. 1201012011) 
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(2) Maßgebend iſt für die Berechnung dieſes Verſorgungszuſchlags dasjenige 
Ruhegehalt oder ruhegehaltsfähige Dienſteinkommen, ſoweit es aus Grundgehalt 
oder Grundvergütung und Ortszuſchlag-Durchſchnitt beſteht, das ſich ergeben 
hätte, wenn der Lehrer (die Lehrerin) beim Ausſcheiden aus der zuletzt bekleideten 
Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem Seit- 
punkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen und in den Ruheſtand 
verſetzt worden wäre. 


94. 
Kinderbeihilfen. 

Die im K 28 des Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene 
Kinderbeihilfe einſchließlich Ausgleichszuſchlag wird für die Zeit vom 1. April 
1920 an nach den Grundſätzen, die für die unmittelbaren Staatsbeamten gelten, 
auch den im $ 1 dieſes Geſetzes bezeichneten Lehrern und Lehrerinnen ſowie für 
die Kinder der vor dem 1. April 1920 im Amte oder im Ruheſtande verſtorbenen 
Lehrer und Lehrerinnen gewährt. . 


| 8 5. 

Anrechnung der nach der Verſetzung in den Ruheſtand geleiſteten Dienſtzeit. 

() Lehrern (Lehrerinnen), die nach ihrer Verſetzung in den Ruheſtand in 
der Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 im öffentlichen Schul⸗ 
dienſt in Preußen voll wiederbeſchäftigt oder als Beamte im unmittelbaren 
Staatsdienſte verwendet worden ſind, iſt der Zeitraum ihrer Verwendung zu 
ihrer ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit hinzuzurechnen. Hat die Verwendung ununter⸗ 
brochen mindeſtens 60 Tage gedauert, ſo wird die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit 
auch dann um ein Jahr erhöht, wenn durch die Zeit der Verwendung ein 
weiteres Dienſtjahr nicht vollendet iſt. Das Ruhegehalt dieſer Lehrer und 
Lehrerinnen ſowie das Witwen- und Waiſengeld ihrer Hinterbliebenen iſt mit 
Wirkung vom 1. April 1920 ab neu feſtzuſetzen, mit der Maßgabe, daß eine 
Steigerung über die bei 40 Jahren ruhegehaltsfähiger Dienſtzeit zu gewährenden 
Bezüge hinaus nicht ſtattfindet. 

(2) Mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters kann in gleicher Weiſe auch 
diejenige Zeit angerechnet werden, während der ein Lehrer (Lehrerin) im Ruhe⸗ 
ſtand in der Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 vollbeſchäftigt: 

a) an den deutſchen Auslandsſchulen oder ſonſt im außerpreußiſchen 
öffentlichen Schuldienſt oder im In- oder Ausland im Kirchendienſte 
geſtanden Dat; 

b) an einer Anſtalt tätig geweſen iſt, die vertragsmäßig die Vor⸗ 
bereitung von Zöglingen für die ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten 
übernommen hat; 

e) als Erzieher an einer öffentlichen Taubſtummen⸗, Blinden-, Idioten: 
Waiſen⸗, Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt ſich befunden hat, die nach 
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Anerkennung durch die Schulaufſichtsbehörde ausſchließlich gemein— 
nützigen Zwecken dient und für ihre Unterhaltung auf die öffentliche 
Wohltätigkeit oder auf öffentliche Mittel angewieſen iſt. 


§ 6. 

Ergänzung der Vorſchriften über das Ruhen der Verſorgungsbezüge. 

Bei den zum 1. April 1920 oder zu einem früheren Zeitpunkt in den 
Ruheſtand verſetzten, danach jedoch im Sinne des § 19 Abſ. 2 des Lehrerruhe— 
gehaltsgefeßes vom 6. Juli 1885 GGeſetzſamml. S. 298) in der Faſſung des 
Geſetzes vom 10. Juni 1907 Geſetzſamml. S. 133) wiederangeſtellten oder 
-bejchäftigten Lehrern oder Lehrerinnen gilt als früheres Dienſteinkommen im 
Sinne der Vorſchriften über das Ruhen der Verſorgungsbezüge dasjenige Ein- 
kommen, das ausſchließlich Ausgleichszuſchlag ſich ergeben hätte, wenn der Lehrer 
(Lehrerin) in der zur Zeit der früheren Zurruheſetzung bekleideten Stelle nach 
dem Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetze beſoldet geweſen wäre: 


8 7. 
Zahlung. 

(1) Die Zahlung der nach dieſem Geſetze zu gewährenden Bezüge erfolgt 
aus der Landesſchulkaſſe unmittelbar an die Bezugsberechtigten, und ſoweit dieſe 
die nach den bisherigen Geſetzen ihnen zuſtehenden Ruhegehälter und Hinter⸗ 
bliebenenbezüge aus dieſer Kaſſe beziehen, zuſammen mit dieſen. 

(2) Bis zum Beginne der Leiſtungen der Landesſchulkaſſe werden die gegen— 
über den bisherigen geſetzlichen Bezügen aus dieſem Geſetze ſich ergebenden Mehr— 
beträge vorbehaltlich der Rückerſtattung durch die Landesſchulkaſſe aus der 
Staatskaſſe gezahlt. 85 


Beſoldungsdienſtalter. 

Bei der nach den §§ 1, 2 und 3 dieſes Geſetzes vorzunehmenden Errechnung 
des Betrags, der ſich ergeben hätte, wenn der Lehrer (Lehrerin) beim Ausſcheiden 
aus der zuletzt bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit 
Wirkung von dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen 
wäre, find die Vorſchriften des § 55 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes 
mit der Maßgabe ſinngemäß anzuwenden, daß an Stelle des 1. April 1920 der 
Tag des Ausſcheidens aus dem Amte tritt. Über jene Vorſchriften hinaus findet 
eine Neufeſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nicht ſtatt. 


89. 
Bewertung der zuletzt bekleideten Stelle. 
Der Unterrichtsminiſter beſtimmt in Zweifelsfällen darüber, in welche 
Beſoldungsgruppe des Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes die von dem 
Lehrer (der Lehrerin) zuletzt bekleidete Stelle einzureihen iſt. 
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$10, 
Aufhebung des Geſetzes vom 7. Mai 1920, 
Das Volksſchullehrer⸗Altruhegehaltsgeſetz vom 7. Mai 1920 (Geſetzſamml. 
S. 269) wird aufgehoben. 
§ 11. 
Ausführungsbeſtimmungen. ; 
Der Unterrichtsminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


812 
i Inkrafttreten. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft. 
Berlin, den 17. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. Oeſer. Lüdemann. 


(Nr. 12011.) Verordnung über die Wahlen zum Preußiſchen Landtag. Vom 29. Dezember 1920. 


Ai Grund der §§ 6, 38 des Geſetzes über die Wahlen zum Preußiſchen 
Landtag (Landeswahlgeſetzz vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 559) wird 
folgendes verordnet: N 

91. 


Die Hauptwahlen zum Preußiſchen Landtag finden am 20. Februar 
1921 ſtatt. 
69, 


Im Wahlkreis Nr. 9 (Oberſchleſien) ſowie in dem nach dem SFriedens- 
vertrag der Abſtimmung unterliegenden Teile des Kreiſes Namslau werden die 
Wahlen aufgeſchoben. Die Beſtimmung des Wahltags für dieſe Landesteile 
bleibt vorbehalten. 
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Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 29. Dezember 1920. 


Das Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Severing. Lüdemann. 
Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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Bezieher um den Betrag der geſetzlichen Zeitungsgebühr erhöht und auf vier (4) Mark 65 Pf. feſtgeſetzt. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtanſtalten zu richten, 


